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Botschafter akkreditiert
Mertens für Deutschland, Meran für Österreich
Jürgen Christian Mertens (l.) bei der Übergabe des Beglaubigungsschreibens an Präsident Mauricio Macri. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) - Neue Gesichter auf dem diplomatischen Parkett. Ab sofort sind Deutschland und Österreich wieder mit offiziell akkreditierten Botschaftern in Buenos Aires präsent. Am Montag übergaben Jürgen Christian Mertens und Christoph Meran ihre Beglaubigungsschreiben an Präsident Mauricio Macri.
Im Anschluss an den Festakt in der Casa Rosada fuhren die frisch akkreditierten Exzellenzen zur Plaza San Martín, wo sie dem Namensgeber des Platzes, dem argentinischen Nationalhelden General José de San Martín, mit Kränzen die Ehre erwiesen. Das Ehrenregiment der Grenadiere „General San Martín“ und die Militärkapelle „Alto Perú“ bildeten das Spalier und sorgten für den musikalischen Rahmen.
Deutschlands neuer Botschafter Jürgen Christian Mertens leitete während der letzten fünf Jahre die Protokollabteilung des Auswärtigen Amtes in Berlin, deren stellvertretender Leiter er schon von 2003 und 2008 war. Mertens war Chef des Organisationsstabs für die deutsche EU-Präsidentschaft sowie des G8-Gipfels in Heiligendamm (beides 2007). In gleicher Funktion wirkte er beim G7-Gipfel in Elmau (2015), beim OSZE-Gipfel in Hamburg (2016) sowie beim Treffen der G20 im vorigen Juli, ebenfalls in der Hansestadt an der Elbe.
Zwischen 2008 und 2012 war Mertens deutscher Botschafter in Kolumbien und auf diesem Posten Vorgänger von Günter Rudolf Knieß, der von 2008 bis 2012 Botschafter in Argentinien war.
Mertens, der Wirtschaftswissenschaften, Geschichte und Politische Wissenschaften studiert hat, trat 1981 in den Diplomatischen Dienst ein. Seitdem kam er auch bei deutschen Auslandsvertretungen in Kuba, Rumänien, Mexiko, USA (Florida) und Indien zum Einsatz. Zwischen 1996 und 2000 war er Stellvertretender Leiter der Aus- und Fortbildungsstätte des Auswärtigen Amtes und zugleich Leiter der Aus- und Fortbildung für den höheren Dienst.
Mertens löst als Botschafter in Buenos Aires Bernhard Graf von Waldersee ab, der in den Ruhestand eingetreten ist.
Christoph Meran (l.) während des Festaktes auf der Plaza San Martín. (Foto: wlk)
Auch Österreichs neuer Repräsentant Christoph Meran blickt auf einen abwechslungsreichen Lebenslauf zurück. Vor seiner diplomatischen Karriere, die der studierte Politikwissenschaftler 1996 begann, war Meran sieben Jahre lang als Konzertpianist tätig. Für den dreifachen Vater ist das neue Amt in Buenos Aires der erste Botschafterposten. Zuletzt war er als Stellvertretender Leiter der Abteilung für Nord-, West- und Zentraleuropa im Außenministerium in Wien tätig. Davor fungierte er vier Jahre als Direktor des österreichischen Kulturforums in Rom.
Auslandserfahrungen sammelte er auch an der österreichischen Botschaft in Washington, wo er sieben Jahre arbeitete (1999 bis 2006), sowie in Albanien (1997). Meran folgt in Buenos Aires auf Dr. Karin Proidl, die ins Wiener Außenministerium wechselt.
Neben Mertens und Meran wurden am Montag auch die Botschafter von Pakistan, Belgien, Guatemala, Ecuador und Ungarn akkreditiert.
Argentinien
Erinnerung an die „Pamir“
Großsegler vor 60 Jahren gesunken
Von Marcus Christoph
(Sitzend v.l.n.r.) Botschafter Jürgen Christian Mertens, FAAG-Vorsitzender Rudolf Hepe, Marinechef Marcelo Eduardo Hipólito Srur, Verteidigungsattaché Michael Klaus Bringmann. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - Der Anlass war traurig, die Veranstaltung bewegend: 60 Jahre nach dem Untergang der Viermastbark „Pamir“ lud der Dachverband der deutsch-argentinischen Vereinigungen (FAAG) am Sonnabend zum Gedenken an das tragische Geschehen vom 21. September 1957 in das Marine-Museum in Tigre ein. Der deutsche Großsegler mit Heimathafen Lübeck sank bei seiner Fahrt von Buenos Aires nach Hamburg, als er im Atlantik in einen Hurrikan geriet. 80 der 86 Besatzungsmitglieder kamen dabei ums Leben.
Der FAAG-Vorsitzende Rudolf Hepe beklagte besonders den hohen Anteil jugendlicher Kadetten, die unter den Toten waren. Sie seien Botschafter eines neuen Deutschlands gewesen, die bei ihrem Besuch in Buenos Aires von der hiesigen deutschen Gemeinschaft herzlich aufgenommen worden seien. „Sie haben den besten Eindruck hinterlassen und werden uns unvergessen bleiben. Mögen sie in Frieden ruhen“, so Hepe.
Pastorin Karin Krug meinte, ein Untergang dieser Art erinnere daran, dass es im Leben immer die Möglichkeit des Scheiterns gebe. Die Seelsorgerin der deutsch-evangelischen Gemeinde von Buenos Aires ging in ihrer Ansprache auf die im Markus-Evangelium beschriebene Sturmstillung durch Jesus ein, die lehre, allen Widerständen zum Trotz in den Glauben zu vertrauen. Gott habe die „80 Toten in den Arm genommen“, dies sei die tröstende Botschaft, so Krug.
Michael Klaus Bringmann, der Verteidigungsattaché an der deutschen Botschaft, würdigte die große Bedeutung von Ausbildungsschiffen gerade in der damaligen Zeit: Nicht nur zum Zwecke einer positiven Außendarstellung Deutschlands, sondern auch für die Matrosen selbst, die durch die Fahrten andere Kulturen und Sprachen kennenlernten. Gerade in Buenos Aires seien die Begegnungen sehr herzlich gewesen, wie Bringmann sich von einem Zeitzeugen berichten ließ, der mit dem Schwesterschiff „Passat“ hier war.
Der Chor „Jahnheide“ aus Quilmes brachte Seefahrerlieder zu Gehör. (Foto: mc)
Maritime Lieder des Chors „Jahnheide“ aus Quilmes sowie Klänge der argentinischen Marinekapelle sorgten für den musikalischen Rahmen der Veranstaltung, der auch der neue deutsche Botschafter Jürgen Christian Mertens und der argentinische Marinechef Marcelo Eduardo Hipólito Srur beiwohnten. Eva Friedrich überreichte dem Museum zwei Ölgemälde ihres verstorbenen Mannes Carlos Heinz Friedrich, welche die „Pamir“ zeigen.
In der Deputiertenkammer stellte die Abgeordnete Cornelia Schmidt-Liermann (PRO) den Antrag, die Gedenkfeier zum „besonderen Interesse“ der Kammer zu erklären.
Der Untergang der „Pamir“ war eine Verkettung unglücklicher Umstände. Neben dem Orkan, der seine Richtung änderte und das Schiff ohne Vorwarnung überraschte, spielte auch die Streikkultur in Argentinien eine gewisse Rolle: Denn da die Hafenarbeiter in Buenos Aires in den Ausstand getreten waren, musste die Gerste durch die Besatzungsmitglieder und Angehörige der argentinischen Armee im Schiff verstaut werden. Offenbar nicht professionell: Während des Unwetters verschob sich die Ladung, sodass sich das Schiff nicht mehr aufrichten konnte.
Mit der „Pamir“-Katastrophe endete die Ära großer Segelschulschiffe, die Fracht transportieren. In der Lübecker Jakobikirche erinnert heute die „Pamirkapelle“ an das Unglück. Dort befindet sich auch ein Rettungsboot der untergegangenen Viermastbark.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Gewerkschaftsboss verhaftet
Ausnahmezustand in La Plata: In der Hauptstadt der Provinz Buenos Aires waren am Dienstag rund 400 Polizeikräfte im Einsatz, um den lokalen Chef der Bauarbeitergewerkschaft (Uocra), Juan Pablo „Pata“ Medina, festzunehmen. Gegen den Gewerkschafter liegt ein Haftbefehl wegen Verdachts auf Erpressung, Geldwäsche und Bildung einer kriminellen Vereinigung vor. Medina verschanzte sich stundenlang im Gewerkschaftsgebäude im Stadtzentrum. Draußen versammelten sich seine Anhänger, einige von ihnen bewaffnet mit Steinen, Eisenstangen und Molotowcocktails. Die Polizei rückte mit 20 Einsatzfahrzeugen und Wasserwerfern an. Die Situation war zum Reißen gespannt. Doch die Staatsmacht wartete ab und setzte auf allmähliche Zermürbung. Schließlich forderte Medina seine Anhänger zur Demobilisierung auf. Er selber zog sich in sein Haus in Punta Lara (Bezirk Ensenada) zurück, wo er sich am Abend der Polizei ergab.
Eier auf Bullrich
Übel mitgespielt wurde Esteban Bullrich (PRO). Das Auto des einstigen Bildungsministers, der bei den am 22. Oktober anstehenden Wahlen Hauptkonkurrent von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im Kampf um einen Senatorenposten für die Provinz Buenos Aires ist, wurde bei einem Besuch in Isla Maciel (Bezirk Avellaneda) mit Eiern, Steinen und Mehl beworfen. Bullrich war dabei das Gebiet, das als sozialer Brennpunkt bekannt ist, zu verlassen. Er hatte sich zuvor gemeinsam mit lokalen Kandidaten des Regierungsbündnisses „Cambiemos“ (Verändern wir) Baumaßnahmen an der Grundschule Nr. 6 angeschaut. Im Ausgang des Gebäudes hatten acht Personen auf sie gewartet, die begannen, die PRO-Politiker zu beschimpfen. In der gereizten Atmosphäre schaffte es Bullrich, in sein Auto zu flüchten, welches dann beworfen wurde. Ein Motorradfahrer verfolgte das Fahrzeug des Ex-Ministers und bearbeitete es mit Tritten.
Navarro geschasst
Roberto Navarro ist nicht länger Moderator des TV-Kanals C5N und von Radio 10. Das Unternehmen Indalo Medio entließ den als Parteigänger von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bekannten Journalisten wegen „schwerwiegender Verfehlungen“ und „Undiszipliniertheiten“. Der Moderator, der die Regierung von Präsident Mauricio Macri von Anfang an scharf bekämpft hatte, sieht sich hingegen als Opfer eines Manövers: „Ich weiß, dass die Regierung meine Entlassung gefordert hat“, zitiert die Zeitung „Página/12“ den geschassten Journalisten. Er beklagte, dass die Regierung großen wirtschaftlichen und juristischen Druck auf Indalo ausgeübt habe. „Das, was die Machthaber stört, sind Recherchen, die der Öffentlichkeit zeigen, wie korrupt sie sind“, so Navarro. (AT/mc)
Meinung
Der Mord an Nisman
Von Juan Alemann
Staatsanwalt Natalio Alberto Nisman wurde am 18. Januar 2015 tot mit einem Kopfschuss in seinem Badezimmer aufgefunden, und das ist ein Ereignis von größter politischer Bedeutung. Wenn Cristina Kirchner jetzt diesen Fall mit dem Verschwinden von Santiago Maldonado vergleicht, so zeugt das entweder von Unverständnis und Naivität, oder eben von einem weiteren Versuch, den Fall zu bagatellisieren. Im letzten Jahrzehnt sind über hundert Menschen verschwunden, von denen die meisten nie wieder aufgetaucht sind. Maldonado ist, so bedauerlich es ist, eben in diesem Zusammenhang nur einer mehr. Aber der Mord an einem Staatsanwalt, der sich anschickte, am nächsten Tag seines Todes eine schwere Anzeige gegen die damalige Präsidentin wegen des Iran-Abkommens vorzubringen, ist ein Staatsverbrechen.
Die sorgfältige Untersuchung der Experten der Gendarmerie hat eindeutig ergeben, dass Nisman ermordet wurde, und ein Selbstmord völlig ausgeschlossen ist. Der Mord wurde von zwei Personen verübt, die in diesen Dingen geschult waren. Sie gingen brutal vor, schlugen Nisman an zwei empfindlichen Orten und gaben ihm ein starkes Betäubungsmittel (Keratin), das sonst für Tiere verwendet wird. Dann erschossen sie ihn und legten ihn ins Bad, samt der Pistole, um den Anschein zu erwecken, er habe Selbstmord verübt. Doch die Form, in der der Schuss abgegeben wurde, und auch die Tatsache, dass seine Hände nicht die geringsten Schmauchspuren hatten, sind unmissverständliche Beweise, dass er sich nicht selber erschossen haben konnte. Außerdem wurden Blutspuren weggewischt, die jetzt mit Luminal (ein Produkt, das auf geringste Blutspuren mit blauer Farbe reagiert) aufgetreten sind.
Die erste Frage, die sich jetzt stellt, ist die, warum die Gerichtsexperten, die den Mord vorher untersucht hatten, so fahrlässig vorgegangen sind und die Schlussfolgerung, also ob Mord oder Selbstmord, offen gelassen hatten. Man kann kaum annehmen, dass es Stümper waren. Haben sie sich nicht getraut, die Wahrheit zu sagen? Standen sie unter Druck der damaligen Regierung? Sie sollten jetzt auf alle Fälle eine gute Erklärung für ihr verdächtiges Verhalten vorlegen.
Bei der Untersuchung, die jetzt abgeschlossen wurde, tauchen auch andere Ungereimtheiten auf. Polizisten und Staatsanwälte wissen genau, dass in einem Mordfall die Szene abgeriegelt wird. Im Grunde wissen wir alle es auch, weil es im Fernsehen ständig vorgeführt wird. Die Mordszene war nicht nur das Badezimmer, sondern die ganze Wohnung von Nisman.
Nur der zuständige Staatsanwalt und der Gerichtsarzt haben Zutritt. Nicht einmal die Mutter, es sei denn, sie wird vom Staatsanwalt zugelassen, um die Leiche zu identifizieren. Stattdessen traten an die 20 Polizisten u.a. in die Wohnung ein, darunter auch der damalige Sicherheitssekretär Sergio Berni. Sie haben dabei jegliche Spuren zerstört und alles verschmutzt. Außerdem sind sie an den Computer von Nisman heran gegangen und haben dabei Information gelöscht oder entwendet. All dies geschieht nicht auf eigene Initiative der direkt Beteiligten: es muss eine Anweisung gegeben haben, vom Leiter des Geheimdienstes, Oscar Parilli, von Sicherheitssekretär Sergio Berni oder von weiter oben, was auch Cristina Kirchner nicht ausschließt.
Die Kirchner-Regierung hat die Untersuchung behindert, ein klares Ablenkungsmanöver eingeleitet und die Selbstmordthese verbreitet, über Regierungssprecher wie Senator Aníbal Fernández und über bezahlte Journalisten wie Víctor Hugo Morales. Jetzt ist die Stunde der Wahrheit gekommen: Es war ein Mord, der vom Staat verübt wurde, was bei einer so zentralisierten Staatsführung, wie sie Cristina K. ausübte, direkt auf sie zielt.
Meinung
Im Blickfeld: Demokraten in der Pflicht
Von Marcus Christoph
Gibt Schleswig-Holstein wieder den Trendsetter? Schon mehrmals in den vergangenen Jahren nahm das kleine Bundesland im hohen Norden Deutschlands die Regierungskoalitionen vorweg, die dann auch auf Bundesebene gebildet wurden. Im März 2005 löste in Kiel eine große Koalition aus Union und SPD eine rot-grüne Regierung ab. Wenige Monate später passierte in Berlin das Gleiche.
2009 zerbrach im Juli in Schleswig-Holstein die große Koalition. Zwei Monate später waren auch im Bund die Zeiten des Bündnisses aus CDU/CSU und SPD gezählt. In Kiel wie Berlin nahm nach den Wahlen eine christlich-liberale Koalition ihre Arbeit auf. Und 2017? An der Waterkant wurde nach den Landtagswahlen im Mai eine „Jamaika“-Koalition aus Christdemokraten, Freien Demokraten und Grünen gebildet. Folgt nun auch Berlin? Vieles deutet darauf hin.
Denn nach den Wahlen vom vorigen Sonntag, die vor allem wegen des starken Abschneidens der rechtsgerichteten Alternative für Deutschland (AfD) eine Zäsur darstellen, gibt es rechnerisch nur zwei realistische Optionen zur Regierungsbildung. Erstens eine Fortsetzung der seit 2013 bestehenden großen Koalition und zweitens eben jenes „Jamaika“-Bündnis, das es bislang auf Bundesebene noch gar nicht gab.
Dass die zweite Möglichkeit um einiges wahrscheinlicher erscheint, liegt vor allem an der Haltung der SPD, die ihr schlechtestes Ergebnis seit Bestehen der Bundesrepublik einfuhr. Bei der Berliner Runde der Spitzenkandidaten betonte SPD-Chef Martin Schulz, dass seine Partei für Gespräche zur Regierungsbildung nicht zur Verfügung stehe.
Eine zu diesem Zeitpunkt und in dieser Rigorosität doch etwas fragwürdige Haltung. Denn es mag ja auch Wähler gegeben haben, die der SPD das Vertrauen geschenkt haben, damit diese nach Möglichkeit regiert oder mitregiert. Demokratische Parteien sollten zudem auch immer bereit sein, zumindest sondierende Gespräche miteinander zu führen, wenn der Wähler für ein entsprechendes Ergebnis sorgt.
Da Schulz dann auch noch sagte, ein „Jamaika“-Bündnis sei in sich widersprüchlich und werde Deutschland lähmen, handelte er sich zurecht einen Konter von Christian Lindner ein. Der FDP-Chef fragte Schulz rhetorisch, ob man es verantwortliches Handeln nennen könne, „Jamaika“ für schädlich für das Land zu halten, aber nichts dagegen zu unternehmen? „Für eine solche Haltung hätte sich Helmut Schmidt geschämt!“, so Lindner mit Blick auf den historischen SPD-Kanzler, der 1982 indes mit Hilfe der FDP gestürzt wurde.
Schulz‘ Auftritt in der „Elefantenrunde“ war unter dem Strich „suboptimal“, um eine Formulierung von SPD-Altkanzler Gerhard Schröder zu verwenden, der sich 2005 ebenfalls als schlechter Verlierer zeigte.
Grund zur ungetrübten Freude hat aber auch Angela Merkel nicht. Zwar ist die Union die einzige Kraft, die einen Auftrag zur Regierungsführung erhalten hat. Merkel selber könnte durch eine weitere Amtszeit den Rekord Helmut Kohls als Dauerkanzler einstellen. Jedoch mit Verlusten von 8,6 Prozent und dem schlechtesten Unionsergebnis seit 68 Jahren scheinen die selbstgefälligen Äußerungen der Kanzlerin („Ich sehe nicht, was wir anders machen solten“) ein wenig deplatziert.
Merkel wäre sicher am liebsten eine Fortsetzung mit der SPD. Da diese nun nicht will, ist Kreativität und vor allem die Fähigkeit gefragt, die unterschiedlichen Interessen der Koalitionspartner in spe unter einen Hut zu bringen. Ihr pragmatischer, wenig ideologischer Politikstil dürfte dabei helfen. Als Klotz am Bein könnte sich indes die CSU erweisen. Die bayrische Unionsschwester kassierte mit 38,5 Prozent ein historisch schlechtes Ergebnis und ist nun bestrebt, ihr nationalkonservatives Profil zu schärfen. Das könnte ein Bündnis mit Einschluss der Grünen zur Quadratur des Kreises machen.
Und auch die FDP, die mit einem starken Ergebnis nach vierjähriger Abstinenz in den Bundestag zurückgekehrt ist, wird aufpassen, dass sie die Fehler aus der letzten Koalition mit Merkel (2009 bis 2013) nicht wiederholt. Damals konnten die Liberalen von ihren vollmundigen Wahlversprechungen kaum etwas realisieren. Die Quittung war das Scheitern an der Fünfprozenthürde vor vier Jahren.
Christian Lindner hat zwar ebenso wie die Grünen Gesprächsbereitschaft signalisiert. Aber es wird wohl keine Regierungsbeteiligung um jeden Preis geben. Die FDP wäre übrigens die erste politische Kraft seit der Vertriebenenpartei BHE im Jahr 1953, die von außerhalb des Parlaments direkt in die Regierungsverantwortung gelänge.
In die Fünfziger Jahre muss man auch zurückblicken, als es mit der Deutschen Partei eine Partei rechts der CDU/CSU im Bundestag gab. Dass nun 12,6 Prozent der Wähler mit der AfD einer Partei ihre Stimme geben, die mit rechten Sprüchen provoziert und den Tabubruch zu ihrem Geschäft macht, stimmt in jeder Hinsicht bedenklich.
Allerdings muss man konstatieren, dass die AfD verbreitete Ängste und Unzufriedenheit in der Bevölkerung widerspiegelt, die vor allem mit Merkels Flüchtlingspolitik zu tun haben. Insoweit ist durch den Einzug der AfD das Meinungsspektrum der Bevölkerung nun besser repräsentiert als im alten Bundestag, in dem rund 15 Prozent der Wähler nicht vertreten waren. Es bleibt indes zu hoffen, dass die Debattenkultur im Parlament durch die zu befürchtenden Krawallauftritte der Rechtsaußenpartei keinen bleibenden Schaden nimmt.
In der Pflicht stehen nun die Parteien der demokratischen Mitte, trotz aller Unterschiede eine tragfähige Regierung zu bilden. An erster Stelle CDU/CSU, FDP und Grüne. Wenn diese aber auf keinen gemeinsamen Nenner kommen, sollte sich aber auch die SPD auf ihre in der Geschichte schon häufiger bewiesene staatspolitische Verantwortung besinnen. Denn wenn gar nichts geht, blieben am Ende nur Neuwahlen. Ein demokratischer Offenbarungseid, von dem am Ende wohl eher die politischen Ränder profitieren. Dies jedenfalls lehrt die Geschichte.
Meinung
Randglossen
In 28 öffentlichen Schulen in Buenos Aires (CABA) hatten die Schüler ihre Schulgebäude besetzt und den Unterricht verhindert, ehe sie die Maßnahme am Dienstag wieder aufhoben. Diese Schulgebäude wurden als „besetzte Schulen“ bezeichnet. Die Schüler waren offenbar nicht einverstanden mit dem Unterricht, ohne dass sie klarstellten, was damit gemeint war. Öffentliche Schulen sind für die Eltern nicht kostenpflichtig wie privaten Schulen, deren Gebäude nicht besetzt werden. Bisher waren private Schulen niemals Gegenstand von Besetzungen der Schüler, so dass der Unterricht normal verrichtet wird, wie es sich gehört. Diese Spaltung zwischen privaten und öffentlichen Schulen erklärt die Neigung der Eltern, privaten Schulen den Vorrang zu geben. Dort genießen Kinder und Jugendliche eine ungestörte Ausbildung mit kostenlosem Zugang zu den Universitäten.
Das war schon eine Überraschung: Martin Schulz legte in der „Elefantenrunde“ nach der Wahl so aggressiv los, wie man ihn im ganzen Wahlkampf nicht erlebt hatte. War das 90-minütige Aufeinandertreffen mit der Kanzlerin Anfang September eher ein Duett als ein Duell, griff der SPD-Spitzenkandidat Angela Merkel diesmal scharf an: Als „große Verliererin“ oder „Ideenstaubsauger“ bezeichnete er seine Kontrahentin, der er obendrein vorwarf, einen „skandalösen Wahlkampf“ geführt zu haben. Frontalopposition, während seine Partei noch in der großen Koalition Bundesministerien führt. Welch Kontrast zum Wahlkampf. Da darf man sich nicht wundern, wenn es hämische Kommentare gibt, wie vom NDR-Satiremagazin „Extra 3“: „Wenn man dem Schulz so zuhört, wie der Merkel scharf angreift ... Der wäre doch mal ein guter SPD-Kanzlerkandidat!“
Alexander Gauland, der Spitzenkandidat der rechtsgerichteten Alternative für Deutschland, scheint offenbar ein Faible für die Jagd zu haben. Schon sein Kleidungsstil: So trug er bei seinen jüngsten TV-Auftritten eine grüngraue Tweed-Jacke nach Gutsherrenart und vor allem: eine grüne Krawatte mit gelben Jagdhunden darauf. Dass es sich dabei nicht nur um ein „modisches“ Statement handelt, sondern dass dahinter offenbar ein Politikverständnis eigener Art steht, machte Gauland am Wahl-abend deutlich. Großspurig kündigte der Waidmann an, von nun an Angela Merkel „jagen“ zu wollen. Dabei muss Gauland erst einmal seine eigene Truppe zusammenhalten. Als am Tag nach der Wahl Parteichefin Frauke Petry ankündigte, der AfD-Fraktion nicht angehören zu wollen, da stand Jäger Gauland auf einmal mit kurzen Hosen da.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,83, gegen $ 17,45 eine Woche zuvor, und lag somit um 10,27% über Ende Dezember 2016, weit unter der Zunahme der internen Preise, die in dieser Periode um die 16% liegt. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 50,89 Mrd., gegen u$s 51,36 Mrd. in der Vorwoche. Trotz Reservenverlust von u$s 470 Mio. trat ein Kurssprung ein. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.18 bei $ 20,86, was einen Jahreszinssatz von 20,42% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 3,85%, und im Laufe dieses Jahres eine von 49,38%.
***
Die argentinischen Staatsbonds lagen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,19%; Argentina 2021: -0,55%; Argentina 2026: -1,63%; Argentina 2046: -0,90%; Bonar 2024: -0,04%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch zu $ 449,98 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 443,47), und bei 24 Karat zu $ 642,83 ($ 633,53).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 25.9.17 um 32,01%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,85% zu. Die monetäre Basis stieg in einer Woche um 3,83%, was eine beschleunigte Expansion zum Ausdruck bringt.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken nahmen in 12 Monaten zum 25.9.17 um 25,16% auf $ 1,73 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite stiegen in der gleichen Periode um 37,27% auf $ 1,22 Bio. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 89,73% auf u$s 30,58 Mrd, und die Dollarkredite nahmen um 75,24% auf u$s 14,46% zu.
***
Das Schatzamt brachte am Mittwoch Schatzscheine, benannt Letes, für u$s 700 Mio unter. u$s 350 Mio. wurden auf 224 Tage zu 2,85% untergebracht, und u$s 350 Mio. auf 364 Tage zu 3,1%. Die Offerten betrugen u$s 2,37 Mrd., 3,4 Mal so viel wie zugeschlagen wurde. Mit diesen Letes wird die Amortisation bestehender ausgeglichen.
***
Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit des INDEC, benannt EMAE (Estimador mensual de la actividad económica) verzeichnet im Juli eine interannuelle Zunahme von 4,9%, womit die ersten 7 Monate 2017 um 2,1% über dem Vorjahr liegen. Von 15 wirtschaftlichen Bereichen, die das INDEC erfasst, verzeichnen im Juli 13 eine positive Entwicklung. Die Ausnahmen sind Strom, Gas und Wasser (-1,9%) und Bergbau (-4,6%).
***
Regierungsvertreter und Unternehmer haben in Washington beim zuständigen Amt den Antrag vorgebracht, dass Argentinien wieder in das Präferenzsystem aufgenommen werde, aus dem es Mitte 2012 ausgeschlossen worden war. Bis dahin wurden 300 Produkte vom Importzoll ausgenommen, die für insgesamt u$s 400 Mio. im Jahr exportiert wurden. Die US-Beamten wiesen dabei auf Probleme mit dem Patentrecht und dem Schutz des geistigen Eigentums hin, die angeblich in Argentinien bestehen.
***
Die Leistungsbilanz (Handelsbilanz plus Bilanz der Dienstleistungen u.a. Zahlungen, ausschließlich Kapitalübertragungen) wies im ersten Halbjahr 2017 ein Defizit von u$s 12,89 Mrd. aus, 67% mehr als das von u$s 7,71 Mrd. des Vorjahres. Dieses Defizit wurde mit Auslandskrediten und Unterbringung von Staatspapieren im Ausland gedeckt, wobei noch ein Überschuss verblieb, der in einer Reservenzunahme zum Ausdruck kommt.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires rechnet für die Periode 2017/18 mit einer Gesamternte von Getreide und Ölsaat (ohne Reis, Baumwollsamen u.a. Produkte) von 121,6 Mio. Tonnen, gegen 122,8 Mio. in der Periode 2016/17. Die bebaute Fläche wird auf 32,4 Mio. geschätzt, gegen 32,9 Mio. in diesem Jahr. Der Rückgang beruht vornehmlich auf den großen Überschwemmungen dieses Jahres. Für die kommende Periode ist ein Rückgang der bebauten Fläche bei Sojabohne und Zunahmen bei Mais, Weizen und Sonnenblume vorgesehen.
***
Das Transportministerium hat eine Ausschreibung für den Kauf von 1.500 Waggons mit elektrischem Antrieb für die Vororteisenbahnen eingeleitet. Dies stellt eine Investition von etwa u$s 2 Mrd. dar., zu der noch u$s 800 Mio. für Instandhaltung bestehender Waggons hinzukommen. Es ist vorgesehen, dass 20% des Wertes der Waggons in Argentinien erzeugt wird. Die Zuteilung soll Anfang 2018 erfolgen, und die neuen Züge sollen dann schrittweise bis 2020 eingesetzt werden. Gegenwärtig bestehen bei den Vororteisenbahnen 1.346 Waggons, so dass es sich hier um mehr als eine Verdoppelung handelt. Transportminister Guillermo Dietrich erklärte, das Ziel bestünde in einer Vervierfachung der Zahl der Passagiere, die gegenwärtig bei täglich ca. einer Million liegen. Zu diesen Zweck soll der Abstand zwischen den Zügen auf 3 bis 5 Minuten verringert werden, wie bei der U-Bahn. Das erfordert jedoch, dass sämtliche Bahnübergänge durch Unterführungen ersetzt werden. 16 Unternehmen haben sich am “Data room” beteiligt, darunter Siemens, Alston, Bombardier, CAF. Hyundai, Mitsubishi, Marubein und Transmaholding.
***
Die Handelsbilanz weist im August ein Defizit von u$s 1,08 Mrd. aus, das sich mit einem Überschuss von u$s 708 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. In 8 Monaten 2017 erreichte das Defizit u$s 4,50 Mrd. Im August gingen die Exporte im interannuellen Vergleich um 9,2% auf u$s 5,23 Mrd. zurück, während die Importe um 24,9% auf u$s 6,31 Mrd. zunahmen. Bei den Exporten nahmen primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau) um 28,1% ab, vornehmlich weil die Preise um 22,9% niedriger waren (was sich auch auf den Export von mehr Produkten mit niedrigeren Preisen bezieht), wobei auch die Menge um 6,8% abnahm. Hingegen stieg der Export von Brennstoffen und Energie um 48,7%, was auf eine Mengenzunahme von 42,5% und eine durchschnittliche Preiszunahme von 4,5% zurückzuführen ist. Beim Import sticht die Zunahme bei Kapitalgütern mit plus 42% hervor, gefolgt von +37,7% bei Kfz, +28,1% bei Gütern für die Weiterverarbeitung, +23,6% bei Konsumgütern und +12,8% bei Zubehörteilen für Kapitalgüter.
***
Die ZB liess den Zinssatz für kurzfristige Swap-Geschäfte weiterhin bei 26,25%. ZB-Präsident Federico Sturzenegger erklärte, die Bedingungen für eine Lockerung der Geldpolitik seien nicht gegeben.
***
Die Regierung hat die Aufteilung der Hilton-Rindfleischexportquote für die Periode 1.7.17 bis 30.6.18 von insgesamt 26.679,15 Tonnen (mit einer Verspätung von 3 Monaten) bekanntgegeben, die einen Exportwert von ca. u$s 350 Mio. darstellt. Es handelt sich um Lieferung von Qualitätsschnitten nach der EU, für die der Zollsatz 20% beträgt und der Nettopreis für die argentinischen Exporteure viel höher als bei normalen Rindfleischexporten ist. Quickfood (von der brasilianischen BRF) erhielt 3.142 Tonnen, JBS (ebenfalls brasilianisch) 2.359 Tonnen, Friar 2.100 Tonnen, Importadora y Exportadora de la Patagonia 2.410 Tonnen, Gordina 1.821 Tonnen, Arre Beef 1.777 Tonnen, Frigorífico Rioplatense 1.283 Tonnen, und weitere Exporteure den Rest. Die Zuteilungskriterien sind sehr willkürlich, wobei der Export vergangener Jahre maßgeblich ist. Dabei besteht stets der Verdacht der Korruption. Auch die Macri-Regierung erklärt nicht, warum diese Quote nicht ausgeschrieben wird, so dass die einzelnen Kontingente an diejenigen vergeben werden, die am meisten dafür zahlen.
***
Die Beschäftigung der Bauwirtschaft ist in 12 Monaten zum Juli 2017 um 12,5% gestiegen, was 45.747 zusätzliche Arbeitsplätze bedeutet, gab das Statistische Institut der Bauwirtschaft (IERIC) bekannt. Insgesamt beschäftigt dieser Bereich jetzt 410.821 Arbeitnehmer.
***
Die Regierung hat sich gegenüber dem Verband der Holzwirtschaft verpflichtet, dass mindestens 10% der Wohnungen, die über das Unterstaatssekretariat für Wohnung und Städteplanung finanziert werden, aus Holz bestehen. Holzwohnungen werden viel schneller errichtet als die aus Ziegelsteinen und Zement, sie sind billiger und isolieren gut gegen Kälte. In den USA bestehen unzählige Wohnungen aus Holz (viele sind über 100 Jahre alt), während in Argentinien davon ausgegangen wird, dass sie keine lange Lebensdauer haben (was nicht stimmt) und daher nicht für Hypotheken qualifizieren. Es wurde nicht geklärt, ob dieser Punkt jetzt auch geändert wurde.
***
Das Bruttoinlandsprodukt verzeichnet im 2. Quartal 2017 eine interannuelle Zunahme von 2,7%, liegt aber immer noch unter dem 3. Quartal 2015. Die Kapitalbildung nahm um 7,7% zu, der öffentliche Konsum stieg um 2,9% und der private um 3,8%. Das BIP nimmt jetzt schon während drei Quartalen um ca. 1% gegenüber dem vorangehenden Quartal zu, was hochgerechnet auf ein Jahr eine Wachstumsrate von über 4% zum Ausdruck bringt.
***
Der Umsatz im Rahmen des Programms “Ahora 12” (bei dem 12 Raten gewährt werden) umfasste im August 2017 3,64 Mio. einzelne Käufe, mit denen ein Umsatz von $ 9,36 Mrd. erzielt wurde, 67% über dem Vorjahr. Zu konstanten Werten betrug die interannuelle Zunahme 44%. In 8 Monaten 2917 lag der Umsatz um 59% über dem Vorjahr, zu konstanten Werten um 33%.
***
Die Schwarzarbeit erreichte im 2. Quartal 2017 33,7% der Beschäftigten, 0,3 Prozentpunkte mehr als als vor einem Jahr, berichtet das Statistische Amt (INDEC). In Nordwesten des Landes erreichte der Koeffizient 40,8%, in der Cuyo-Gegend (Mendoza und San Juan) 38,8%, in den Vororten der Bundeshauptstadt 33,8%, in der Pampagegend 32,6%, im Nordosten 32,2% und in Patagonien nur 18,7%. Bei einer so hohen Schwarzarbeit sollte es dem Arbeitsministerium leicht fallen, gegen dieses Phänomen vorzugehen. Das würde jedoch zu einer weiteren Zunahme der Arbeitslosigkeit führen. Deshalb soll unmittelbar per Gesetz der Übergang von schwarz auf weiß erleichtert werden.
***
Die Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen unter 29 Jahren erreichte im 2. Quartal 2017 19,8% bei Frauen und 15,4% bei Männern, berichtet das INDEC. Im Durchschnitt sind es 17,4%, doppelt soviel wie die Gesamtarbeitslosigkeit von 8,7% der aktiven Bevölkerung. Bei den Personen zwischen 30 und 64 Jahren liegt die Arbeitslosigkeit bei 5,9% bei Frauen und 5,5% bei Männern.
***
Die Regierung hat die Lieferung von Schwellen aus China für die Belgrano Eisenbahn durch den Kauf bei lokalen Unternehmen ersetzt, und den Vertrag mit dem chinesischen Unternehmen, das Lokomotiven, Waggons und Schienen liefert (der von der Regierung von CFK unterzeichnet worden war), in diesem Sinn geändert. Es bestehen in Argentinien mehrere Unternehmen, die Schwellen erzeugen, die von der Kirchner-Regierung beiseitegelassen worden waren. Transportminister Guillermo Dietrich besuchte die Anlage der Firma “Premoldeados Argentinos”, mit Fabrik in Cardales, nördlich der Stadt Buenos Aires, die Schwellen aus Eisenbeton erzeugt und schon ca.100.000 Stück geliefert hat. In zweieinhalb Jahren muss die Firma weitere 500.000 liefern. Auch die Firmen Zonis, Frontera, Astori, Prear und Dhasa sollen Schwellen liefern, wobei insgesamt 1,7 Mio. benötigt werden.
***
Die Belgrano-Frachteisenbahn, die von Buenos Aires über Santa Fé und Santiago del Estero nach Tucumán, Salta und Jujuy, und auch anderen Provinzen führt, wird gegenwärtig total erneuert, mit 1.600 km neuer Schienen, neuen Lokomotiven und Waggons, die alle von der chinesischen China Machinery Engineering Corporation geliefert und finanziert werden. Es handelt sich um eine Investition von u$s 2,62 Mrd. mit der die beförderte Fracht von jetzt unter einer Million Jato auf 4,4 Mio. Jato erhöht werden soll.
***
Die Regierung hat das Gebäude, in dem seit 1951 während vieler Jahre das Antarktische Institut tätig war, auf der Straße Cerrito 1248, für u$s 9,3 Mio. verkauft. Es gab drei Offerten: 1. Der Treuhandfonds für Wohnung AVE 02, der die Ausschreibung gewann; 2. Molas Fiduciaria; 3. Lastra. Vom Erlös gehen 70% an das Außenministerium (das die Immobilie besaß) und 30% an das Schatzamt. Der Staat besitzt noch viele Immobilien, u.a. auch große Landgüter, die den Streitkräften gehören, die jetzt nach und nach verkauft werden.
***
Die Zahl der Passagiere, die über die großen Flugplätze verreisten, lag im August 2017 mit 3,17 Mio. um 14,5% über dem Vorjahr, teilte der Flughafenbetreiber Aeropuertos Argentina 2000 mit. Am höchsten lag die Zunahme beim städtischen Flugplatz Aeroparque, mit 1,45 Mio. Passagieren, ein Plus von 19,1%.
***
Wie die Zeitung “Clarín” berichtet (24.9.17), wird die ZB 11.000 kg Gold, mit einem Wert von u$s 462 Mio., von ihren Reserven nach London schicken, wo einmal die Bonität des unter der Kirchner-Regierung gekauften Goldes geprüft und dann mit dem Gold Geschäfte vollzogen werden sollen, die eine Rentabilität für die ZB abwerfen. Von den gesamten ZB-Reserven von über u$s 51 Mrd, entfallen nur u$s 2,53 Mrd. auf Gold, nachdem die ZB Ende der 90er Jahre, mit Pedro Pou als Präsident, Gold verkauft hat, was sich schließlich als ein sehr schlechtes Geschäft erwiesen hat, da der Goldpreis sich danach fast verdreifacht hat. Die Möglichkeit, durch Swap-Geschäfte u.a. einen Gewinn zu erzielen, erscheint jedoch bei den negative Zinsen, die die EZB für Bankdepositen zahlt, fragwürdig.
***
Bundesrichter Claudio Bonadío hat eine neue Prüfung der Kosten des Wärmekraftwerkes von Río Turbio, Provinz Santa Cruz, angeordnet. Die staatliche Kontrollstelle SIGEN hatte schon ermittelt, dass der Kostenbetrag in Pesos während der Montage 11 Mal erhöht wurde. Das Kraftwerk kostete schließlich u$s 1,63 Mrd., und ist noch nicht fertig, obwohl es Cristina Kirchner schon eingeweiht hatte. Es wurde jedoch damals nur zum Teil und für kurze Zeit in Gang gesetzt. Seither stellt das Werk still, wobei auch keine Kohle vorhanden ist, um es zu betreiben. Es wurde jedoch zu u$s 857,34 Mio. zugeteilt, wobei der ursprüngliche Pesobetrag schließlich um 90,28% erhöht wurde. Das Kraftwerk verfügt über 240 MW, so dass die Kosten pro MW u$s 6,8 Mio. ausmachen, was anormal hoch ist. Das Kraftwerk wurde von der spanischen Isolux Corsan geliefert und montiert, die inzwischen in Konkurs geraten ist und keine Mittel hat, um das Werk zu beenden. Es wird vermutet, dass es hier Überpreise gab, die der ehemalige Planungsminister Julio de Vido oder sonst jemand eingesteckt hat.
***
Die meisten Provinzregierungen sind beim Obersten Gerichtshof vorstellig geworden, und haben beantragt, dass er nicht über den Sonderfonds für die Provinz Buenos Aires urteile, der in den 90er Jahren geschaffen und seither auf $ 650 Mio. pro Jahr eingefroren wurde, sondern das Problem dem Parlament überlässt. Die Gouverneurin María Eugenia Vidal hat beantragt, dass der Fonds gemäß der Inflation berichtigt werde, was jedoch auf Kosten des Betrages der Bundessteuern geht, die unter den Provinzen verteilt werden. Im Kongress haben die Vertreter der Provinzen, die dabei geschädigt werden, eine überwältigende Mehrheit, so dass sie alle für die Beibehaltung des nominellen Betrages stimmen würden. Hingegen würde der Oberste Gerichtshof das Thema rein formell-juristisch behandeln, wobei man annehmen kann, dass die Provinz Buenos Aires dann schließlich mehr erhält.
***
Arbeitsminister Jorge Triaca u.a. Regierungsvertreter haben mit der CGT-Führung Verhandlungen über die faktische Umsetzung der universellen Gesundheitsdeckung (CUS) eingeleitet, die Präsident Macri vor 14 Monaten angekündigt hat. 15 Mio. Menschen, die auf öffentliche Hospitäler angewiesen sind, weil sie keinem gewerkschaftlichen Sozialwerk und keiner privaten Gesundheitsanstalt (“prepaga”) angeschlossen sind, sollen eine bessere Deckung ihrer Gesundheit erhalten. Die Gewerkschaften sollen jetzt $ 8 Mrd. jährlich für dieses Programm beitragen, die von den Beiträgen an ihre Sozialwerke einbehalten werden und dem “solidarischen Umverteilungsfonds” zugeführt werden. Das Problem würde jedoch besser und einfacher gelöst, wenn den öffentlichen Hospitälern mehr Mittel zur Verfügung gestellt würden, und sie auch besser verwaltet würden.
***
Die Regierung hat eine Offerte eines Kredites von u$s 1,1 Mrd. für die Finanzierung der U-Bahn auf der Strecke der Sarmiento-Vororteisenbahn erhalten. Der Vorschlag wurde von der italienischen Agentur für Auslandskredite vorgebracht (die die Garantie stellt), mit Beteiligung der Deutschen Bank und der Banken HSBC und Intesa San Paolo. Das italienische Bauunternehmen Ghella ist maßgeblich am Projekt beteiligt. Der Kredit deckt jedoch kaum über 10% der Kosten des Objektes.
***
Ab Sonntag wird die Regierung nicht mehr in die Festsetzung des Preises für das Rohöl eingreifen, das die Produzenten den Raffinerien liefern. Bisher wurde der Preis zwischen der Regierung, den Erdölproduzenten und den Raffinerieunternehmen vereinbart. Der Erdölpreis macht über 80% der Kosten des Benzins und des Dieselöls aus (ohne die Steuern auf den Umsatz), so dass sich eine Zunahme des Erdölpreises direkt auf den Preis vom Benzin, Dieselöl u.a. Produkten auswirkt. Minister Aranguren erklärte, die Preiszunahme werde jedoch gering sein.
***
Die Regierung hat den Bau von drei neuen Wärmekraftwerken zugeteilt, bei denen die staatliche CAMMESA, die den Strommarkt verwaltet, einen festen Preis garantiert. Die Zuteilung entfiel an folgende Unternehmen: 1.Central Puerto (die aus der Segba-Privatisierung hervorgegangen ist und ein Kraftwerk am Hafen von Buenos Aires betreibt), die ein Kraftwerk von 89 MW in Luján de Cuyo, Mendoza, errichten wird und u$s 17.100 pro MW-Monat erhält. 2. Das gleiche Unternehmen, soll auch ein Kraftwerk von 317 MW in San Lorenzo, Provinz Santa Fé, errichten, und u$s 17.000 pro MW-Monat erhalten. 3. Generación Mediterranea, vom Albanesi-Konzern, erhielt die Zuteilung für ein Kraftwerk von 100 MW in Arroyo Seco, Provinz Santa Fé. Die Gesamtinvestition für diese drei Kraftwerke, die von den Privatfirmen bereitgestellt wird, wird auf u$s 500 Mio. geschätzt. Bei diesen Kraftwerken soll Dampf eingesetzt werden, der schon von anderen erzeugt wird (weshalb von “cogeneración” die Rede ist).
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Zum Auftakt der dritten Runde in Neuverhandlungen über das nordamerikanische Freihandelsabkommens Nafta haben die USA gefordert, die Vereinbarung mit Kanada und Mexiko in wesentlichen Teilen zu überarbeiten. „Die USA verpflichten sich weiter, erhebliche Veränderungen an Nafta voranzutreiben und auszuhandeln“, sagte US-Unterhändler John Melle dem „Wall Street Journal“. Bei der dritten Verhandlungsrunde im kanadischen Ottawa, die noch bis Mittwoch läuft, könnten bereits erste Teilergebnisse verkündet werden. Der Vertrag wird auf Druck von US-Präsident Donald Trump neu diskutiert. Trump sieht die Amerikaner im Nachteil und stößt sich vor allem am Defizit im Handel mit Mexiko. Nafta trat Anfang 1994 in Kraft. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Tecnal
Dieses lokale Unternehmen, das sich auf Herstellung von besonderen Nahrungsmitteln und Nahrungsmittelmischungen für Tiere spezialisiert, hat eine neue Fabrik in Pergamino, Provinz Buenos Aires, in Betrieb genommen, in die sie $ 150 Mio. investiert hat (umgerechnet um die u$s 10 Mio.). Die neue Fabrik bedeckt 5 ha von einem Gelände von 20 ha und beabsichtigt, unmittelbar eine Produktion von 3.500 Tonnen pro Monat zu erreichen (70% der Kapazität), die zu den 6500 Tonnen hinzukommen, die schon vorher erzeugt wurden.
Banco Nación
Die staatliche Banco de la Nación Argentina hat ein Kreditprogramm für Bauunternehmen angekündigt, bei dem bis zum gesamten Betrag von Wohnungsbauten finanziert werden, die für diejenigen bestimmt sind, die Eigenwohnungen mit einem Hypothekarkredit kaufen. Dadurch soll das Angebot von Wohnungen für den Mittelstand erhöht werden.
Enap Sipetrol
Dieses Erdölunternehmen hat die Zuteilung des Gebietes El Turbio, Provinz Santa Cruz (wo Kohlenbergbau betrieben wird) erhalten, um Erdöl- und Gasvorkommen zu erforschen und auszubeuten. Binnen drei Jahren ist eine Investition von u$s 47 Mio. vorgesehen.
ILED
Dieses lokale Unternehmen, kontrolliert von der Familie Fiorito (ehemalige Inhaber der Banco Quilmes), hat der Regierung das erste Projekt im Rahmen des neuen Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit vorgelegt. Es handelt sich dabei um eine Investition von u$s 100 Mio., die dazu bestimmt ist, mehreren Gemeinden LED-Lampen für die öffentliche Beleuchtung zu liefern. Insgesamt sollen 120.000 dieser Lampen binnen 5 Jahren eingerichtet werden. Die Rückgabe des investierten Betrages erfolgt über einen Treuhandfonds von Nación Fideicomisos (eine Tochtergesellschaft der Banco Nación), wobei die Gemeinden eine Gebühr auf ihren Stromkonsum zahlen, die von den Stromlieferanten einbehalten wird, die jedoch bei den Gemeinden durch die Stromersparnis ca. 50% ausgeglichen wird, die beim Einsatz von LED-Lampen entsteht. Der Vorschlag wurde Innenminister Rogelio Frigerio unterbreitet, dessen Amt ihn jetzt prüft.
Wintershall
Dieses deutsche Unternehmen, das führend auf dem Gebiet der Erdöl- und Gaswirtschaft ist, war bei der Ausstellung “Argentina Oil & Gas Expo” präsent, die diese Woche in Buenos Aires stattfand. Bei dieser Gelegenheit hat Wintershall bekanntgegeben, dass die Bohrung im Block Bandurria Norte, im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, die für die Förderung von “Shale-Gas” bestimmt ist, erfolgreich war. Der lokale Geschäftsführer, Gustavo Albrecht, erklärte, die Firma verfüge über die Technologie und die Erfahrung, um Bohrungen mit den strengsten Auflagen für Gesundheit, Sicherheit und Umweltschutz durchzuführen.
Achilli & De Battista
Dieser Fabrikant von Saatmaschinen, mit einer 1978 gegründeten Fabrik in Armstrong, Provinz Santa Fé, investiert $ 4,5 Mio. in die Erweiterung der Fabrik, mit zusätzlichen 2.500 qm und einer Erhöhung der Kapazität von 90 auf 150 Saatmaschinen pro Jahr. Das Unternehmen erzeugt eine besonders fortgeschrittene Maschine, benannt “Monumental”, die Satellitenverbindung hat, so wie automatische Lenkung (piloto automático), Sonderkontrolle der Aussaat und der Düngemittelzufuhr, und elektrohydraulische Kraftübertragung. Diese Saatmaschine ist besonders für direkte Aussaat geeignet, bei der nur eine Ritze in den Boden gemacht wird und die Bodenstruktur erhalten bleibt, und dabei Dürreperioden problemlos überstanden werden. Argentinien ist weltweit führend auf diesem Gebiet. Diese Saatmaschinen werden auch nach Nachbarländern und Europa exportiert.
Prisma
Die Regierung hat den Vorschlag von Prisma über den Verkauf der von ihr kontrollierten Kreditkarte VISA angenommen. Nachdem die Kommission für den Konkurrenzschutz eine übertriebene Ausnutzung einer dominierenden Marktposition festgestellt hatte, und die 14 Banken, die Prisma besitzen, der Kartellierung beschuldigt hatte, haben sich diese Banken bereit erklärt, 100% ihres Aktienpaketes von Prisma zu verkaufen. Prisma hat sich jetzt verpflichtet, keine anderen Karte zu verwalten und den Dienst auch Dritten zu gleichen Bedingungen zur Verfügung zu stellen. Der Verkauf von Prisma soll in zwei Etappen erfolgen: erst soll ein Paket von 51% des Kapitals und dann der Rest verkauft werden. Prisma verpflichtet sich auch, den Dienst der sofortigen Überweisung (PEI) aufzuheben, womit andere Möglichkeiten aufkommen sollen, wie Überweisungen über mobile POS-Geräte, die elektronische Geldtasche u.a.
Grupo Financiero Galicia
Dieses Holding, das die lokale Banco de Galicia kontrolliert, hat auf dem internationalen Finanzmarkt Aktien Klasse B für u$s 550 Mio. untergebracht. Das Kontrollpaket der Familie Escasany sinkt dabei von 58% auf 55,1% der Stimmrechte und von 21,6% auf 19,7% des Kapitals. Das frische Kapital soll für die Kapitalisierung der Banco de Galicia, ihrer Versicherunsgesellschaft und der Einheit für Vermögensverwaltung, sowie für den Erwerb einer zusätzlichen Beteiligung am Kredit-und Zahlkartenunternehmen “Tarjetas regionales” (Inhaber der Karten Naranja und Nevada) bestimmt sein.
Wirtschaftsübersicht
Eine gute Konjunktur mit Gefahren am Horizont
Die argentinische Wirtschaft befindet sich seit dem 4. Quartal 2016 in einer aufstrebenden Konjunkturphase, die im 2. Quartal 2017 mit einer interannuellen Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,7% zum Ausdruck kommt. Die einzelnen Daten für das 3. Quartal 2017, die nach und nach bekanntgegeben werden, deuten auf eine Beschleunigung hin, mit einer horizontalen Ausdehnung der guten Konjunktur, die sich zunächst auf den Ackerbau und die Viehzucht, und die Bauwirtschaft konzentriert hat, auf weitere Bereiche. Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat für August eine interannuelle BIP-Zunahme von 5,1% ermittelt, was selbst für Schatzminister Dujovne zu hoch erscheint: er rechnet mit 4%, was auch viel ist.
Die Wahlen vom 22. Oktober 2017 werden von dieser zunehmenden Besserung der Wirtschaft überschattet sein, was der Regierungskoalition “Cambiemos” voraussichtlich mehr Stimmen als bei den Primärwahlen (PASO) von 16. August geben wird. Die Fachleute, die sich mit politischer Analyse befassen, und diese mit Umfragen untermauern, stellen fest, dass Ideologien heute eine geringe Rolle spielen, hingegen die wirtschaftliche Lage, die erwarteten Aussichten, die Senkung der Inflationsrate, und konkrete Fakten, wie der Metrobus, der vielen Menschen bis zu einer Stunde Fahrzeit pro Tag erspart, und auch der große sichtbare Erfolg bei der Bekämpfung des Drogenhandels, die Entscheidung der Wähler bestimmen. Das ist der tiefere Grund, weshalb die populistisch-linke Ideologin Cristina Kirchner gegenüber dem stets realitätsbezogenen Pragmatiker Mauricio Macri unterliegt.
Wenn die Wahlen vorüber sind, dann erscheint die Konjunktur in einem anderen Licht: es kommt dann nicht auf die unmittelbare Besserung an, sondern auf die Dauerhaftigkeit. Die Regierung strebt unmittelbar keine hohen BIP-Wachstumsraten an, sondern ein Wachstum von etwa 3% pro Jahr für viele Jahre. Dieses langfristige Konzept, das Schatzminister Nicolás Dujovne unlängst klar geäußert hat, steht der Wirtschaftspolitik von Macri zu Grunde. Die Ordnung der Wirtschaft, mit Abschaffung der Korruption und Irrationalität der Kirchner-Regierungen, die konsequente Anwendung rationeller Kriterien, die gute Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatunternehmen, die Überwindung von finanziellen internationalen Konflikten, der Zugang zum internationalen Kreditmarkt und die starke Zunahme der Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank, die Aufnahme bester Beziehungen zur großen Welt, und nicht zuletzt, die technologische Revolution und ihre zunehmende Aufnahme in der argentinischen Wirtschaft, all dies sollte für das Andauern der Aufwärtsentwicklung für eine längere Zeit sorgen.
Aber es gibt auch dunkle Wolken am Horizont, die zu einem schlimmen Gewitter ausarten können. An allererster Stelle steht das Defizit der Staatsfinanzen, das mit allem Drum und Dran über 8% des Bruttoinlandsproduktes beträgt, ein unhaltbar hoher Prozentsatz, umso mehr, wenn man bedenkt, dass die Steuerlast schon unerträglich hoch ist und verringert werden müsste, um die Privatwirtschaft nicht zu ersticken. Dieses Defizit wird zunächst weitgehend mit Krediten gedeckt, was ein Fortschritt gegenüber der Deckung mit Geldschöpfung ist.
Die gesamte Staatsschuld lag zum 31.3.17 umgerechnet bei u$s 284,88 Mrd., was 56,8% des BIP darstellt. Es sind u$s 44,26 Mrd. mehr als bei Amtsantritt von Macri. Doch die Verschuldung des argentinischen Staates gegenüber Auslandsgläubigern, ausgenommen die langfristigen Kredite internationaler Finanzanstalten (die 9,7% der Schuld ausmachen), macht nur 37,3% der Gesamtschuld aus. und liegt bei 21,1% des BIP, und das ist gering. Von der Staatsschuld entfallen 48,5% auf innerstaatliche Schulden, also des Schatzamtes gegenüber der ZB, der ANSeS u.a. staatlichen Ämtern, die zu 71% auf Pesos und zu 29% auf Dollar lauten. Diese Schulden werden automatisch erneuert und stellen im Grunde nur eine eigenartige Buchung der Staatsfinanzen dar. Bei Vereinheitlichung der Staatskasse würden sie verschwinden. Es handelt sich somit um keine echte Staatsschuld. Der Rest der Staatsschuld entfällt auf nicht umgeschuldete Forderungen und den Wachstumscoupon. Theoretisch besteht kein Problem, wenn die Verschuldung gegenüber privaten Gläubigern im Ausland um 10 bis 20 Prozentpunkte steigt. Indessen besteht auf dem Finanzmarkt die Sorge, dass die Zunahme in absehbarer Zeit aufhören muss, damit es nicht zu einer neuen Finanzkrise kommt.
Dabei besteht die große Gefahr, dass irgendein Umstand politischer oder wirtschaftlicher Natur, der nichts mit der Zahlungsbilanz zu tun hat, Panik hervorruft und zu einer selbsterfüllenden Prophezeiung führt. Wenn Panik auftaucht, wird in Argentinien sofort eine Zahlungsbilanzkrise vorweggenommen, und dann handeln Menschen und Unternehmen schon jetzt dementsprechend, nach dem Motto “den letzten beißen die Hunde”. Dann gibt es plötzlich keine Auslandskredite mehr, mit denen die Amortisation der bestehenden Schulden ausgeglichen wird, die Kapitalflucht nimmt zu und die ZB-Reserven schwinden in kurzer Zeit. Die Gefahr, dass es gelegentlich so kommen kann, die gegenwärtig sehr gering erscheint, wird noch dadurch geschürt, dass ein hohes Defizit bei der Leistungsbilanz besteht, für das die Regierung bisher keine Lösung hatte, und das bei einem zurückgebliebenen Wechselkurs sogar zu steigen droht.
Die Regierungssprecher reden von einem abnehmenden Defizit der Staatsfinanzen, das jedoch nicht glaubhaft erscheint. Die Sozialausgaben werden in den kommenden Jahren weiter zunehmen, einmal wegen der Alterung der Bevölkerung, die immer mehr Rentner schafft, und dann weil die Regierung auf sozialem Gebiet allgemein unter Zugzwang steht und mehr ausgeben muss, um die Armut zu überwinden, wie es sich Macri beim Regierungsantritt zum Ziel gesetzt hat. Die laufenden Ausgaben der Staatsverwaltung lassen sich kurzfristig kaum verringern, und der Fortschritt, der bei Ersparnissen verschiedener Art erreicht wird, ist gering. Die Verringerung der Staatsausgaben beruht grundsätzlich auf den Tariferhöhungen bei öffentlichen Diensten, die die Subventionen entsprechend verringern, und auf geringeren Zuschüssen für Staatsunternehmen, angefangen bei Aerolíneas Argentinas. Die Tariferhöhung hat jedoch eine ähnliche Wirkung wie eine Erhöhung der Steuerlast, und ist deshalb konfliktträchtig. Außerdem reicht dies nicht aus, umso mehr als die Regierung gleichzeitig eine Zunahme bei staatlichen Infrastrukturinvestitionen anpeilt.
Und hier muss klar gesagt werden, dass dies nicht geht. Der Staat muss und kann mit weniger finanziellen Mitteln viel mehr bauen, gut doppelt so viel wie es unter den Kirchners mit dem gleichen Geld der Fall war. Die Abschaffung der Schmiergelder, bessere Projekte, eine gut geplante und mit gesicherter Finanzierung vollzogene schnelle Durchführung der einzelnen Objekte, und eine sorgfältige Prüfung der Prioritäten, erlauben die Erfüllung dieses Zieles. Ebenfalls soll die öffentlich-private Zusammenarbeit auf diesem Gebiet, die in einem jüngsten Gesetz vorgesehen ist, die Staatsfinanzen entlasten und mehr Effizienz herbeiführen. All dies muss klar gesagt und dann konkret gezeigt werden.
Doch dies reicht nicht, weil man einer argentinischen Regierung, auch der von Macri, nicht ganz glaubt. Die Regierung müsste klare Signale geben, dass sie sorgfältig investieren wird. Sie hat jetzt mehrere Möglichkeiten: einmal sollte das U-Bahn-Projekt unter der Sarmiento-Bahn aufgegeben werden und durch bis zu 30 Unterführungen der Schienen, unter den gegenwärtigen Bahnübergängen, ersetzt werden. Dann kann ein Zug alle drei Minuten fahren, wie bei einer U-Bahn, und es können mehr Züge eingesetzt werden. Der Odebrecht-Korruptionsskandal bietet der Regierung einen guten Grund, um so vorzugehen. Was schon investiert wurde, muss als verloren hingenommen werden, und die große in Deutschland gekaufte Maschine für die Ausgrabung des Tunnels sollte auf die Stadt Buenos Aires übertragen werden, die dabei bei Erweiterung des U-Bahnnetzes Geld sparen würde, weil diese Maschine effizienter ist als die, die die Stadtregierung einsetzt. Als zweites muss das Projekt der Verlegung der Ausfahrtautobahn der Straße “9 de Julio” nach Norden, das überhaupt keinen Sinn hat, aufgegeben werden. Und als drittes muss das Projekt über eine unterirdische Verbindung der Eisenbahnstationen Retiro und Constitución (von dem jetzt kaum noch geredet wird), das kompletter Unfug ist, formell aufgegeben werden. Ferner sollte ein neues Konzept für das Kohlenbergwerk in Río Turbio entworfen werden, mit einer zunehmend geringeren Kohlenförderung, bei dem auch das noch nicht fertige Kraftwerk abmontiert und an einem vernünftigen Standort nahe der Bundeshauptstadt wieder montiert wird. Es gibt bestimmt noch weitere Objekte, die nicht prioritär sind, oder Fehlinvestitionen darstellen. Schade, dass die Wasserkraftwerke in Santa Cruz, die in diese Kategorie fallen, weitergeführt werden. Und die Kernkraftwerke, die chinesische Unternehmen errichten sollen, sind ebenfalls fragwürdig.
Die Signale der Regierung, dass an Staatsinvestitionen gespart wird, und dies auf rationelle Weise geschieht, so dass faktisch mehr gebaut wird als bisher, müssen sehr deutlich sein, damit sie auch glaubhaft sind. Die Wirtschaftswelt muss davon überzeugt sein, dass die Staatsquote in unmittelbarer Zukunft um etwa 5% des BIP sinkt, so dass auch die Staatsverschuldung auf dem internationalen Kreditmarkt in den kommenden Jahren eingeschränkt wird und der Möglichkeit einer Zahlungsbilanzkrise, wie schon mehrmals gehabt, vorgebeugt wird. Dies schafft auch Vertrauen und wirkt sich unmittelbar positiv aus.
Wirtschaftsübersicht
Die komplexe und politisierte Erziehungsproblematik
Argentinien hat auf dem Gebiet der Erziehung mehrere Probleme, die eng mit dem wirtschaftlichen Wachstum und der Arbeitslosigkeit zusammenhängen. Die Wirtschaft wächst nicht nur wegen der Investitionen, wie es allgemein dargestellt wird, sondern viel mehr durch immaterielle Faktoren, zu denen auch die Erziehung gehört. Der Aufschwung, den das Land ab 1880 bis zum ersten Weltkrieg erlebt hat, wäre ohne den Fortschritt bei der Erziehung, dank dem der Anteil der Analphabeten drastisch verringert wurde (und Ende des 19. Jahrhunderts unter dem von Süditalien und großen Teilen von Spanien lag) kaum möglich gewesen. Entscheidend war damals das Gesetz aus dem Jahr 1884 (Regierung von Julio A. Roca), das auf Initiative von Sarmiento (der schon vorher die Primarerziehung intensiv gefördert hat) erlassen wurde, und die obligatorische, unentgeltliche und nicht religiöse Primarerziehung eingeführt hat.
Heute gibt es kaum noch Analphabeten, jedoch viele Menschen mit einer mangelhaften Ausbildung, die ihnen den Zugang zur bezahlten Arbeit erschwert. Während die Wirtschaft im Zuge der technologischen Revolution immer mehr von den arbeitenden Menschen fordert, hat die Qualität der öffentlichen Erziehung nachgelassen. Ein verhängnisvolles Paradoxon, das auch in einer anormal hohen jugendlichen Arbeitslosigkeit zum Ausdruck kommt. Während die Arbeitslosigkeit allgemein, richtig gemessen (also mit denjenigen, die die Suche nach einem Arbeitsplatz aufgegeben haben und den Unterbeschäftigten, die kaum etwas zu tun haben) um die 10% liegt, liegt der Koeffizient bei Jugendlichen unter 29 Jahren, richtig berechnet, etwa doppelt so hoch, und bezogen auf die Altersgruppe zwischen 30 und 65 Jahren, über drei Mal so hoch. Das ist eine verhängnisvolle Kalamität, weil es Jugendlichen den Eintritt in die Arbeitswelt mit zunehmenden Alter immer mehr erschwert. Wer beschäftigt schon einen 28-Jährigen, der nie gearbeitet hat? Außerdem neigen dann viele arbeitslose Jugendliche zum Drogenkonsum und zum Verbrechertum. Die Macri-Regierung hat gleich am Anfang ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht, das die Anstellung von Jugendlichen durch geringere Soziallasten förderte. Das ist jedoch wegen der Gewerkschaftsopposition nicht durchgekommen. Man hat den Eindruck, dass Arbeitsminister Jorge Triaca, Kabinettschef Marcos Peña u.a. Regierungssprecher das Problem nie gründlich erklärt haben, wie wir es hier tun.
Gleichzeitig mit der hohen Arbeitslosigkeit haben viele Unternehmen Schwierigkeiten, um offene Stellen zu besetzen, weil sich diejenigen, die sich melden, nicht dafür qualifizieren. Dieses Problem sollte auch eingehend untersucht werden, um die Schulausbildung in diesem Sinn zu korrigieren.
Lösungen für die Erziehungsprobleme werden durch die starke Politisierung der Erziehung erschwert, die zuletzt in der Besetzung von 28 Sekundarschulen der Bundeshauptstadt durch minoritäre Schülergruppen zum Ausdruck gekommen ist, was gemäß Strafgesetzbuch ein Verbrechen darstellt, jedoch von der Regierung passiv geduldet wurde. Diese jungen Menschen haben nicht die geringste Ahnung über die Erziehungsproblematik. Sie müssen noch sehr viel lernen, um überhaupt fähig zu sein, über ihre Schulen zu urteilen. Als erstes müssen sie lernen, sich korrekt auf spanisch auszudrücken. Dass sie sich schroff gegen die Möglichkeit geäußert haben, dass Studenten im letzten Jahr der Sekundarschule auch einige Stunden in einem Unternehmen arbeiten können, zeugt von ihrer Ignoranz. Der Übergang vom Studium auf die Arbeit wird dadurch erleichtert. Das deutsche Dual-System funktioniert sehr gut und sollte als Vorbild genommen werden. Die Regierung arbeitet seit einiger Zeit an diesem Thema, ist bisher jedoch nicht sehr weit gekommen. Unter Menem gab es ein System für Praktikanten, das für Universitätsstudenten gedacht war, und gut funktioniert hat, jedoch von den Kirchners (auf Initiative des Gewerkschaftsanwalts und Deputierten Héctor Recalde) abgeschafft wurde. Jetzt soll es wieder eingeführt werden, aber die Regierung will die Gewerkschaftler überzeugen, die das Thema überhaupt nicht interessiert.
Die Politisierung ist dieses Jahr auch im lang dauernden Lehrerstreik der Provinz Buenos Aires zum Ausdruck gekommen, ebenfalls im noch schlimmeren in Santa Cruz. Die Lehrergewerkschaften kümmern sich nur um die Gehälter, und widersetzen sich jeglicher Reform, um die Qualität der öffentlichen Erziehung zu verbessern. Prämien für gute Lehrer und, allgemein, für Lehrer von Schulen, die ein besseres Erziehungsniveau aufweisen, sind für sie ein Gräuel. Die Lehrergewerkschaften machen der Regierung die notwendigen Reformen besonders schwierig.
Die Gesellschaft hat auf ihre Weise auf die mangelhafte Qualität der öffentlichen Erziehung reagiert, indem viele Eltern ihre Kinder in private Schulen schicken, auch wenn sie dafür ein finanzielles Opfer bringen müssen, das für viele Familien kaum tragbar ist. In privaten Schulen gibt es nur ganz ausnahmsweise Lehrerstreiks, schlechte Lehrer werden entlassen, und das Ergebnis ist viel besser als bei den öffentlichen Schulen. Doch dies vertieft die Kluft zwischen reich und arm: denn die Armen erhalten dabei eine schlechtere Ausbildung, die ihnen den Zugang zu guten Arbeitsplätzen sperrt und den sozialen Aufstieg erschwert.
Die theoretische Lösung des Problems ist sehr einfach, leider jedoch politisch nicht möglich: die Subventionierung der Eltern, statt der Bezahlung der Schulen durch den Staat. Die Eltern müssten einen sogenannten “Voucher” (einen Gutschein) erhalten, mit dem sie die Erziehung ihrer Kinder in einer staatlichen Schule voll decken, und bei einer privaten zum Teil. Das würde auch Familien mit geringerem Einkommen den Zugang zu privaten Schulen möglich machen. Dabei gäbe es eine fortschreitenden Privatisierung des Schulwesens, bei der der Staat schließlich Geld spart, und gleichzeitig das Niveau der Erziehung verbessert. Auch die staatliche Schulen stünden bei diesem System unter Druck, und Leiter und Lehrer würden sich gewiss anstrengen, um nicht Schüler zu verlieren.
In Argentinien besuchen bei den Primarschulen fast 30% der Schüler private Anstalten, während der Anteil bei den Sekundarschulen geringer ist, so dass der Durchschnitt (ohne Universitäten) um die 25% liegt. Das ist im internationalen Vergleich anormal hoch und stellt dem Staat ein schlechtes und der Gesellschaft ein gutes Zeugnis ab. Wenn man sich den Fall genauer anschaut, ist es so, dass in der Bundeshauptstadt und den fortgeschrittenen Bezirken der Umgebung (vor allem die Nordzone) der Anteil der privaten Erziehung viel höher ist, weil sich diese auf diese Gegend konzentriert. Die Anormalität ist hier besonders groß.
Gesamthaft besucht ca. ein Drittel der Bevölkerung eine Erziehungsanstalt, also eine Primarschule, eine Sekundarschule, eine technische Anstalt oder eine Universität. Hinzu kommen noch Menschen, die sich in Fremdsprachen, Informatik oder anderen Fächern außerhalb der formellen Erziehung ausbilden. Dieses Verhältnis ist in fortschrittlichen Ländern auch nicht höher. Aber es besteht ein qualitativer Unterschied.
Das Qualitätsproblem erfordert bestimmte Reformen, die jedoch nur durch eine grundsätzliche Änderung des Lehrerstatuts möglich sind. Einmal müssen die vielen Ersatzlehrer abgeschafft werden (die es bei privaten Schulen nicht gibt), dann müssen gute Lehrer, die sich weiter ausbilden, mit einem höheren Gehalt belohnt werden, und schließlich müssen schlechte Lehrer entlassen werden können, was heute nur in Extremfällen und mit einem lang dauerden bürokratischen Verfahren möglich ist. Dass es dabei zu einer Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften kommt, ist unvermeidlich. Die Regierung sollte sich überlegen, wie sie sich hier durchsetzt. Es ist einfach unverantwortlich, den Status quo zu erhalten.
Die Universitätsausbildung ist im Prinzip qualitativ in Ordnung, wobei die privaten Universitäten, von denen einige hervorragend sind, eine indirekte Wirkung auf die staatlichen Universitäten haben und auch hier qualitative Fortschritte herbeigeführt haben. Doch das Grundproblem besteht darin, dass es zu viele Studenten bei Karrieren gibt, wo sie nicht notwendig sind, wie Jura, Architektur u.a. Es sind hingegen zu wenige für Karrieren wie Informatik u.a. die von der Wirtschaft nachgefragt werden. Ebenfalls fehlt es an Technikern von mittlerem Niveau. Es besteht auch ein Überschuss an Ärzten, aber es fehlen gut ausgebildete Krankenschwestern.
Allein, das Universitätsproblem hat nicht entfernt die Bedeutung der Primar- und Sekundarschulen. Wer die Primarschule verlässt, ohne ordentlich lesen und schreiben zu können, und einen Text, den er liest, inhaltlich nicht versteht, wie es heute massenweise der Fall ist, hat dann in der Sekundarschule ein unlösbares Problem und qualifiziert nicht für die Universität, und schließlich auch nicht für einen guten Arbeitsplatz.